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1. Einleitung 

Auftragsgemäß untersucht dieser Sachstand die aufsichtsrechtlichen Zuständigkeiten von Bund 
und Ländern im Bereich des Kinder- und Jugendmedienschutzes. Dabei geht es insbesondere um 
die Zuständigkeiten, Aufgaben und Befugnisse der Landesmedienanstalten in Abgrenzung zu 
denen der Bundeszentrale für Kinder- und Jugendmedienschutz. In diesem Zusammenhang wird 
auch der Frage nachgegangen, ob sich Konsequenzen für die Integration der Landesmedienanstal-
ten in die nationale Aufsichtsstruktur bei der Umsetzung des Digital Services Act ergeben. 

Mit Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Jugendschutzgesetzes (JuSchG)1 am 1. 
Mai 2021 wurde der medienrechtlich relevante Anwendungsbereich des Gesetzes über den Ju-
gendschutz bei Filmveranstaltungen hinaus auf andere Trägermedien erweitert.2 Unter Trägerme-
dien sind Medien mit Texten, Bildern oder Tönen auf gegenständlichen Trägern zu verstehen, 
die zur Weitergabe geeignet, zur unmittelbaren Wahrnehmung bestimmt oder in einem Vorführ- 
oder Spielgerät eingebaut sind (§ 1 Abs. 2 Satz 1 JuSchG). Im Jugendmedienschutz-Staatsvertrag 
(JMStV)3 vereinbarten die Bundesländer wiederum eine einheitliche Regelung des Jugendschut-
zes für elektronische Medien und den Rundfunk.4 Auf diese Weise sollte mehr Klarheit bei der 
Abgrenzung der Zuständigkeiten zwischen Bund und Ländern geschaffen und zur Überwindung 
der Rechtszersplitterung zwischen Mediendiensten und Telediensten beigetragen werden.5 

2. Landesmedienanstalten 

2.1. Zuständigkeit nach dem Jugendmedienschutz-Staatsvertrag 

Die Landesmedienanstalten sind gemäß § 14 Abs. 1 S. 1 JMStV zuständig für die Überprüfung der 
Einhaltung der Bestimmungen dieses Staatsvertrages. Der JMStV enthält Bestimmungen im Be-
reich des Rundfunks sowie im Bereich der Telemedien, nicht jedoch im Bereich der Trägerme-
dien im Sinne des § 1 Abs. 2 JuSchG. Des Weiteren besteht das Aufsichtsrecht im Bereich des 
Rundfunks nach § 20 JMStV nur für den privaten Rundfunk, nicht jedoch für den öffentlich-

                                     

1 Jugendschutzgesetz (JuSchG) vom 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2730), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.04.2021 
(BGBl. I S. 742) m.W.v. 01.05.2021.  

2 Fechner, Medienrecht, 22. Aufl. 2023, S. 185. 

3 Staatsvertrag über den Schutz der Menschenwürde und den Jugendschutz in Rundfunk und Telemedien (Ju-
gendmedienschutz-Staatsvertrag – JMStV) in der Fassung des Zweiten Staatsvertrages zur Änderung medien-
rechtlicher Staatsverträge (Zweiter Medienänderungsstaatsvertrag) vom 14. Dezember 2021. 

4 Bundestags-Drucksache 19/24904, S. 41. 

5 Bundestags-Drucksache 19/27289, S. 9; Fechner, Medienrecht, 22. Aufl. 2023, S. 185. 
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rechtlichen Rundfunk. Die Aufsicht über die Angebote der öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten und die Einhaltung der Jugendschutzbestimmungen obliegt dort den zuständigen Gremien 
und der nach Landesrecht bestimmten Rechtsaufsicht.6 

Organ der Landesmedienanstalten zur Erfüllung ihrer Aufgaben ist die Kommission für Jugend-
medienschutz (KJM), § 14 Abs. 2 JMStV. Die KJM ist gemäß § 16 JMStV für die abschließende Be-
urteilung von Angeboten nach dem JMStV zuständig. 

Zu beachten ist, dass die Aufsichtsrechte der §§ 14 bis 21 JMStV gemäß § 13 JMStV nur gegen-
über länderübergreifenden Angeboten bestehen. Bei regionalen Angeboten in nur einem Bundes-
land kann daher die zuständige Landesmedienanstalt ungeachtet der anderweitigen Kompeten-
zen der KJM eigenständig über das Vorliegen eines Verstoßes und ein etwaiges aufsichtsbehördli-
ches Vorgehen entscheiden.7 

2.2. Aufgaben und Befugnisse nach dem Jugendmedienschutz-Staatsvertrag 

Die Landesmedienanstalten haben gemäß § 14 Abs. 1 S. 2 JMStV die notwendigen Entscheidun-
gen nach dem JMStV zu treffen. Stellt die zuständige Landesmedienanstalt fest, dass ein Anbieter 
gegen Bestimmungen des JMStV verstoßen hat, trifft sie gemäß § 20 Abs. 1 JMStV die erforderli-
chen Maßnahmen gegenüber dem Anbieter. Mögliche Maßnahmen sind Hinweise gegenüber den 
Anbietern bei geringfügigen Verstößen, Abmahnungen und Beanstandungen sowie die Untersa-
gung der künftigen Ausstrahlung oder Verbreitung.8 

Die Zuständigkeit ist, wie sich aus § 20 Abs. 3, 5 und 7 JMStVG ergibt, aber nur subsidiär gegen-
über der Aufsicht der freiwilligen Selbstkontrolleinrichtungen. Anerkannte Einrichtungen der 
Freiwilligen Selbstkontrolle überprüfen im Rahmen ihres satzungsgemäßen Aufgabenbereichs, ob 
die bei ihnen angeschlossenen Anbieter die Bestimmungen des JMStV sowie die hierzu erlasse-
nen Satzungen und Richtlinien einhalten.  

Ein Durchgriffsrecht der KJM als Organ der Landesmedienanstalten besteht danach nur, wenn die 
Anbieter keiner Selbstkontrolleinrichtung angeschlossen sind oder wenn die Selbstkontrolle 
nach § 20 Abs. 3 und 5 JMStV zum Erlass einer Entscheidung nicht zuständig ist, weil trotz Vor-
lagefähigkeit keine Vorlage erfolgt oder die Auflagen der Selbstkontrolleinrichtung nicht beachtet 
worden sind oder wenn die Selbstkontrolleinrichtung die Grenzen des Beurteilungsspielraums 
überschritten hat.9 

                                     

6 Amtliche Begründung zum Jugendmedienschutz-Staatsvertrag, S. 36, abrufbar unter: 
https://www.kjm-online.de/fileadmin/user_upload/Rechtsgrundlagen/Gesetze_Staatsvertraege/JMStV_Ge-
nese/Amtliche_Begru__ndung_zum_JMStV.pdf (Stand dieser sowie sämtlicher nachfolgender Internetquellen: 
13.10.2023). 

7 Beck’scher Online-Kommentar JMStV/Liesching, 20. Edition, Stand: 15.12.2021, § 13 Rn. 1. 

8 Beck’scher Online-Kommentar JMStV/Liesching, 20. Edition, Stand: 15.12.2021, § 20 Rn. 1. 

9 Hartstein/Ring/Kreile/Dörr/Stettner/Cole/Wagner, Medienstaatsvertrag, Jugendmedienschutz-Staatsvertrag, 97. 
Lieferung, 7/2023, § 20 Rn. 5. 

https://www.kjm-online.de/fileadmin/user_upload/Rechtsgrundlagen/Gesetze_Staatsvertraege/JMStV_Genese/Amtliche_Begru__ndung_zum_JMStV.pdf
https://www.kjm-online.de/fileadmin/user_upload/Rechtsgrundlagen/Gesetze_Staatsvertraege/JMStV_Genese/Amtliche_Begru__ndung_zum_JMStV.pdf
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Neben der Festlegung der Maßnahmen im Sinne des § 20 Abs. 1 JMStV sind die Landesmedien-
anstalten auch für den Vollzug der Maßnahmen zuständig.10 

Weitere Befugnisse der Landesmedienanstalten finden sich in § 15 Abs. 2 JMStV und § 21 Abs. 1 
JMStV. § 15 Abs. 2 JMStV ermächtigt die Landesmedienanstalten zum Erlass von Satzungen und 
Richtlinien zur Durchführung des JMStV. Die Organzuständigkeit richtet sich dann nach den 
Rundfunk- und Mediengesetzen der Länder.11 Nach § 21 Abs. 1 JMStV haben die Landesmedien-
anstalten gegenüber Anbietern von Telemedien einen Anspruch auf Auskunft über Angebote und 
über die zur Wahrung des Jugendschutzes getroffenen Maßnahmen sowie auf unentgeltlichen Zu-
gang zu den Angeboten zu Kontrollzwecken. 

Die wichtigsten Aufgaben und Befugnisse der KJM als Organ der Landesmedienanstalten sind in 
§ 16 JMStV aufgelistet. Danach hat die KJM die Bestimmungen des JMStV zu überwachen, Ein-
richtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle anzuerkennen sowie deren Anerkennung zurückzu-
nehmen oder zu widerrufen, die Altersbewertungen nach § 5 Abs. 2 S. 3 JMStV zu bestätigen, die 
Sendezeit nach § 8 JMStV festzulegen, Ausnahmen nach § 9 JMStV festzulegen, eine Verschlüs-
selungs- und Vorsperrtechnik zu überprüfen und zu genehmigen, Aufsicht über Entscheidungen 
der Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle nach § 19b Abs. 1 und 2 JMStV auszuüben, zu 
Indizierungsanträgen bei der Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien Stellung zu neh-
men und über Ordnungswidrigkeiten nach dem JMStV zu entscheiden (§ 24 Abs. 4 JMStV). 

3. Bundeszentrale für Kinder- und Jugendmedienschutz 

3.1. Zuständigkeit nach dem Jugendschutzgesetz 

Die Bundeszentrale für Kinder- und Jugendmedienschutz (BzKJ) ist gemäß § 17 Abs. 1 JuSchG 
zuständig für die Durchführung der Aufgaben, die nach dem JuSchG in bundeseigener Verwal-
tung ausgeführt werden. 

3.2. Aufgaben und Befugnisse nach dem Jugendschutzgesetz 

Nach § 24 JuSchG hat die BzKJ die Liste jugendgefährdender Medien (§ 18 JuSchG) zu führen. 
Über die Aufnahme von Medien in die Liste sowie über Streichungen aus dieser Liste entschei-
det die von der BzKJ gemäß § 17a Abs. 1 JuSchG zu unterhaltende Prüfstelle jugendgefährdender 
Medien. 

Als weitere Aufgabenbereiche fördert die BzKJ gemäß § 17a Abs. 2 JuSchG die Weiterentwick-
lung des Kinder- und Jugendmedienschutzes durch geeignete Maßnahmen. Laut § 17a Abs. 3 
JuSchG überprüft die BzKJ die von Diensteanbietern nach § 24a JuSchG vorzuhaltenden Vorsor-
gemaßnahmen. Der BzKJ obliegt ferner die Rechtsdurchsetzung im Bereich der systematischen 
Vorsorgepflichten des § 24a JuSchG. Sie hat gemäß § 24b Abs. 1 JuSchG die Umsetzung, konkrete 

                                     

10 Amtliche Begründung zum Jugendmedienschutz-Staatsvertrag, S. 37, abrufbar unter:  
https://www.kjm-online.de/fileadmin/user_upload/Rechtsgrundlagen/Gesetze_Staatsvertraege/JMStV_Ge-
nese/Amtliche_Begru__ndung_zum_JMStV.pdf.  

11 Beck’scher Online-Kommentar JMStV/Liesching, 20. Edition, Stand: 15.12.2021, § 15 Rn. 3. 

https://www.kjm-online.de/fileadmin/user_upload/Rechtsgrundlagen/Gesetze_Staatsvertraege/JMStV_Genese/Amtliche_Begru__ndung_zum_JMStV.pdf
https://www.kjm-online.de/fileadmin/user_upload/Rechtsgrundlagen/Gesetze_Staatsvertraege/JMStV_Genese/Amtliche_Begru__ndung_zum_JMStV.pdf
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Ausgestaltung und Angemessenheit der von den Diensteanbietern nach § 24a JuSchG zu treffen-
den Vorsorgemaßnahmen zu überprüfen. Im Rahmen dieser Prüfung hat sie nach § 24b Abs. 1 S. 
4 JuSchG die Stellungnahme der zentralen Aufsichtsstelle der Länder für den Jugendmedien-
schutz (KJM) zu berücksichtigen. Sie muss den angestellten Wertungen und Maßnahmevorschlä-
gen der KJM nicht folgen, stattdessen genügt es, dass sie die Inhalte der KJM-Stellungnahme zur 
Kenntnis nimmt und im Rahmen der eigenen Prüfung würdigt.12 Bei Feststellung eines Verstoßes 
hat die BzKJ nach § 24b Abs. 3 JuSchG dem Anbieter Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben 
und ihn über die erforderlichen Vorsorgemaßnahmen zu beraten. Wenn dieser es weiterhin un-
terlässt, die erforderlichen Vorsorgemaßnahmen zu treffen, hat die BzKJ ihn unter angemessener 
Fristsetzung zur Abhilfe aufzufordern. Kommt der Dienstanbieter dieser Aufforderung nicht oder 
nur unzureichend nach, kann die BzKJ die erforderliche Vorsorgemaßnahme unter erneuter ange-
messener Fristsetzung gemäß § 24b Abs. 4 JuSchG durch belastenden Verwaltungsakt selbst an-
ordnen. Zuvor hat sie jedoch der KJM Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

Das Aufsichtsrecht der BzKJ aus § 24b Abs. 1 bis 4 JuSchG wird durch § 24b Abs. 5 JuSchG ein-
geschränkt. Diensteanbieter können danach durch eine nach § 19 JMStV anerkannte Selbstkon-
trolleinrichtung prüfen lassen, ob für sie überhaupt eine Pflicht nach § 24a Abs. 1 S. 1 JuSchG 
besteht. Wurde dies von der Selbstkontrolleinrichtung verneint, ist der Prüfumfang der BzKJ auf 
die Überschreitung der Grenzen des Beurteilungsspielraums durch die Einrichtung der freiwilli-
gen Selbstkontrolle beschränkt. 

Weitere Aufgabe der BzKJ ist gemäß § 28 Abs. 7 JuSchG die Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach § 28 Abs. 3 Nr. 2, 4 und 5 JuSchG. 

4. Integration der Landesmedienanstalten bei der Umsetzung des Digital Services Act  

Die Frage, ob die Landesmedienanstalten hinsichtlich der Umsetzung des ab dem 17. Februar 
2024 geltenden Gesetzes über digitale Dienste (englisch Digital Services Act, DSA)13 in die natio-
nale Aufsichtsstruktur zu integrieren sind, ist angesichts der zuvor dargestellten Kompetenzver-
teilung zwischen Bund und Ländern umstritten. 

Einerseits wird eine Integration der Landesmedienanstalten für erforderlich gehalten, um die pa-
rallele Struktur bei den Vorsorgemaßnahmen nach JMStV und JuSchG abzubilden.14 Die hierbei 
auftretenden Abstimmungs- und Koordinierungsbedarfe als Folge der Zusammenarbeit mehrerer 

                                     

12 Erbs/Kohlhaas/Liesching, Strafrechtliche Nebengesetze, 247. EL Juni 2023, § 24b JuSchG Rn. 2. 

13 VERORDNUNG (EU) 2022/2065 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 19. Oktober 2022 
über einen Binnenmarkt für digitale Dienste und zur Änderung der Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz über digitale 
Dienste), Art. 50, abrufbar unter: https://eur-lex.europa.eu/legal-con-
tent/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32022R2065. 

14 die medienanstalten: Referentenentwurf Digitale-Dienste-Gesetz, Stellungnahme, S. 9, abrufbar unter: 
https://cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2023/09/2023-08-25-Stellungnahme-der-Medienanstalten-zum-DDG-E-
gekuerzt.pdf. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32022R2065
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32022R2065
https://cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2023/09/2023-08-25-Stellungnahme-der-Medienanstalten-zum-DDG-E-gekuerzt.pdf
https://cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2023/09/2023-08-25-Stellungnahme-der-Medienanstalten-zum-DDG-E-gekuerzt.pdf
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Behörden könnten  durch Verwaltungsvereinbarungen geregelt werden.15 Zudem spreche für eine 
Beteiligung der Landesmedienanstalten deren bereits bestehende Expertise bei der Rechtsdurch-
setzung im Bereich des Jugendmedienschutzes.16 

Befürworter führen als weiteres Argument für eine Integration der Landesmedienanstalten Art. 
50 DSA an. Dieser fordert, dass die nationale Aufsichtsbehörde unabhängig ist, frei von äußeren 
Einflüssen arbeitet und weder direkt noch indirekt Weisungen von anderen Behörde oder priva-
ten Stellen einholt oder entgegennimmt. Die Landesmedienanstalten seien rechtlich verselbstän-
digt und binnenplural organisiert, sodass Vielfalt und Staatsferne gewährleistet werde.17 Sie näh-
men ihre Aufsicht unabhängig und weisungsfrei wahr, sodass sie das von dem DSA geforderte 
Gebot der Unabhängigkeit bereits erfüllten.18 Im Gegensatz dazu seien Bundesbehörden wie die 
BNetzA oder die BzKJ direkt einem weisungsbefugten Ministerium nachgeordnet. Die Wahrung 
der Staatsferne im Medienbereich könne demnach nur durch eine besondere Benennung der Lan-
desmedienanstalten als zuständige Aufsichtsbehörde gemäß ihrer Zuständigkeit nach JMStV und 
MStV erfolgen.19 

Zudem erfordere auch die verfassungsrechtliche Kompetenzverteilung zwischen Bund und Län-
dern eine Integration der Landesmedienanstalten.20 Eine Nichtbenennung der Landesmedienan-
stalten als nationale Aufsichtsbehörde würde die Gesetzgebungskompetenz der Länder für Medi-
enfragen verletzen.21 

Gegen eine Integration der Landesmedienanstalten in die nationale Aufsichtsstruktur wird ange-
führt, dass eine geteilte Zuständigkeit Unsicherheiten zur Folge hätte und eine erfolgreiche 

                                     

15 die medienanstalten: Referentenentwurf Digitale-Dienste-Gesetz, Stellungnahme, S. 11, abrufbar unter: 
https://cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2023/09/2023-08-25-Stellungnahme-der-Medienanstalten-zum-DDG-E-
gekuerzt.pdf. 

16 die medienanstalten: Referentenentwurf Digitale-Dienste-Gesetz, Stellungnahme, S. 2, abrufbar unter: 
https://cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2023/09/2023-08-25-Stellungnahme-der-Medienanstalten-zum-DDG-E-
gekuerzt.pdf. 

17 Junge Wissenschaft im Öffentlichen Recht: Deutschland sucht den Digital Services Koordinator – Zur nationa-
len Umsetzung des Digital Services Act, abrufbar unter: https://www.juwiss.de/50-2022/. 

18 Junge Wissenschaft im Öffentlichen Recht: Deutschland sucht den Digital Services Koordinator – Zur nationa-
len Umsetzung des Digital Services Act, abrufbar unter: https://www.juwiss.de/50-2022/. 

19 die medienanstalten: Referentenentwurf Digitale-Dienste-Gesetz, Stellungnahme, S. 10 f., abrufbar unter: 
https://cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2023/09/2023-08-25-Stellungnahme-der-Medienanstalten-zum-DDG-E-
gekuerzt.pdf. 

20 die medienanstalten: Referentenentwurf Digitale-Dienste-Gesetz, Stellungnahme, S. 2, abrufbar unter: 
https://cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2023/09/2023-08-25-Stellungnahme-der-Medienanstalten-zum-DDG-E-
gekuerzt.pdf. 

21 die medienanstalten: Referentenentwurf Digitale-Dienste-Gesetz, Stellungnahme, S. 11, abrufbar unter: 
https://cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2023/09/2023-08-25-Stellungnahme-der-Medienanstalten-zum-DDG-E-
gekuerzt.pdf. 

https://cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2023/09/2023-08-25-Stellungnahme-der-Medienanstalten-zum-DDG-E-gekuerzt.pdf
https://cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2023/09/2023-08-25-Stellungnahme-der-Medienanstalten-zum-DDG-E-gekuerzt.pdf
https://cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2023/09/2023-08-25-Stellungnahme-der-Medienanstalten-zum-DDG-E-gekuerzt.pdf
https://cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2023/09/2023-08-25-Stellungnahme-der-Medienanstalten-zum-DDG-E-gekuerzt.pdf
https://www.juwiss.de/50-2022/
https://www.juwiss.de/50-2022/
https://cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2023/09/2023-08-25-Stellungnahme-der-Medienanstalten-zum-DDG-E-gekuerzt.pdf
https://cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2023/09/2023-08-25-Stellungnahme-der-Medienanstalten-zum-DDG-E-gekuerzt.pdf
https://cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2023/09/2023-08-25-Stellungnahme-der-Medienanstalten-zum-DDG-E-gekuerzt.pdf
https://cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2023/09/2023-08-25-Stellungnahme-der-Medienanstalten-zum-DDG-E-gekuerzt.pdf
https://cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2023/09/2023-08-25-Stellungnahme-der-Medienanstalten-zum-DDG-E-gekuerzt.pdf
https://cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2023/09/2023-08-25-Stellungnahme-der-Medienanstalten-zum-DDG-E-gekuerzt.pdf
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Durchsetzung verhindern könnte.22 Es bestehe die Gefahr, dass Beschwerden in etlichen behörd-
lichen Abstimmungsschleifen versinken.23 Die Einbindung der Expertise der Landesmedienan-
stalten könne durch eine enge, gesetzlich verankerte Kooperation zwischen BzKJ und Landesme-
dienanstalten sichergestellt werden.24 

Dies würde auch nicht die Gesetzgebungskompetenz der Länder verletzen. Die Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes ergebe sich aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG, da Zweck des DSA die Erhal-
tung eines funktionierenden Binnenmarktes für Vermittlungsdienste sei. Dass die Verordnung 
durch von ihr geregelte Teilbereiche auch andere Kompetenzen tangiere sei unbeachtlich, da der 
Schwerpunkt beim Zweck der Wirtschaftsregulierung liege.25 

Des Weiteren bestehe bei einer Integration der Landesmedienanstalten in die nationale Aufsichts-
struktur die Gefahr, dass es zu einem Verstoß gegen das „Verbot der Mischverwaltung“ komme. 
Mitplanungs-, Mitverwaltungs- und Mitentscheidungsbefugnisse zwischen Bund und Ländern 
werden, sofern sie nicht ausdrücklich zugelassen sind, als grundsätzlich unzulässig angesehen.26 

*** 

                                     

22 Verbraucherzentrale Bundesverband e.V.: Plattformaufsicht – Schluss mit dem Zuständigkeitsgerangel, S. 5, 
abrufbar unter: https://www.vzbv.de/sites/default/files/2023-08/23-08-23_Stellung-
nahme_vzbv_BMDV_DDG_0.pdf. 

23 Gesellschaft für Freiheitsrechte e.V.: Stellungnahme der Gesellschaft für Freiheitsrechte e.V. (GFF) zum Referen-
tenentwurf des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr (BMDV) für u.a. ein Digitales-Dienste-Gesetz 
(DDG), S. 4, abrufbar unter: https://freiheitsrechte.org/uploads/publications/Digital/2023-08-25_Stellungnahme-
der-GFF-zum-DDG-E.pdf. 

24 Verbraucherzentrale Bundesverband e.V.: Plattformaufsicht – Schluss mit dem Zuständigkeitsgerangel, S. 6, 
abrufbar unter: https://www.vzbv.de/sites/default/files/2023-08/23-08-23_Stellung-
nahme_vzbv_BMDV_DDG_0.pdf. 

25 Mainzer Medieninstitut: Vollzug des Digital Services Act in Deutschland – Implementierung einer verbraucher-
orientierten Aufsichtsbehördenstruktur, S. 32, abrufbar unter: https://www.mainzer-medieninstitut.de/wp-con-
tent/uploads/Gutachten_DSA_MMI_2022.pdf. 

26 Mainzer Medieninstitut: Vollzug des Digital Services Act in Deutschland – Implementierung einer verbraucher-
orientierten Aufsichtsbehördenstruktur, S. 56 f., abrufbar unter: https://www.mainzer-medieninstitut.de/wp-
content/uploads/Gutachten_DSA_MMI_2022.pdf. 

https://www.vzbv.de/sites/default/files/2023-08/23-08-23_Stellungnahme_vzbv_BMDV_DDG_0.pdf
https://www.vzbv.de/sites/default/files/2023-08/23-08-23_Stellungnahme_vzbv_BMDV_DDG_0.pdf
https://freiheitsrechte.org/uploads/publications/Digital/2023-08-25_Stellungnahme-der-GFF-zum-DDG-E.pdf
https://freiheitsrechte.org/uploads/publications/Digital/2023-08-25_Stellungnahme-der-GFF-zum-DDG-E.pdf
https://www.vzbv.de/sites/default/files/2023-08/23-08-23_Stellungnahme_vzbv_BMDV_DDG_0.pdf
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